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In Sachen

...!...lilti'..olnlll.oiovotootolt ..... ouocoooconoooo,

Kläger und Revisionskläger,

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 7. Senat des Bundessozialgerichts am 15. Okto-

ber 1964 in Berlin gemäß den @@124 Abs. 2, 153 Abs. 1

und 5 165 des Sozialgerichtsgesetzes ohne mündliche

Verhandlung unter Mitwirkung von '

Senatspräsident Dr. B e r n d t
als Vorsitzendem,

Bundesrichter Dr. K l ä B
und Bundesrichter Dr. K r e b 5

als weiteren Berufsrichtcrn,

Bundessozialrichter M a r s c h e 1
und Bundessozialrichter Dr. H i c h a e 1 i s

' als ehrenamtlichen Richtern

für Recht erkannt:

‚Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Bayeri—

‘scben Landessozialgerichts vom 28. Mai 1965 wird zu-

rückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind

nicht zu erstatten. '

Vcn Rechts wegen.
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Die Beklagte gewährte dem Kläger durch "Mitteilung” vom

_
5° Februar 1959Altersgeld für Landwirte ab 1„ Oktober1958,
nachdem er in seinem Antrag vom 30° November 1958 die Fra—

gen, ob er eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversiche—

rung beziehe und bei welcher Stelle zur Zeit ein Antrag auf

Gewährung von Renten oder Bezügen der genannten Art laufe,

verneint hatte° Am 10° Dezember 1958 beantragte der Kläger
bei der Landesversicherungsanstalt (LVA) Schwaben die Gewäh—

rung von Rente aus der Rentenversicherung der Arbeiter°

Durch Bescheid vom 8‚ April 1959 wurde ihm die Rente rück-

wirkend vom 1° Januar 1957 an bewilligt‚und der Bürgermei-

ster der Gemeinde Bonsal unterrichtete die Beklagte darüber

unter dem 27° Juni 19590 Diese stellte darauf am 2Ä„ Juli

1959 in einem neuen Bescheid fest, daß der Kläger wegen

dieses Rentenbezugs gemäß @ 8 Abs" 4 des Gesetzes über eine
Altershilfe für Landwirte vom 270 Juli 1957 - GAL aF -
(BGBl I 1065) von der Beitragspflieht befreit sei und des-

halb die Voraussetzungen des 5 25 GAL aF zum Bezuge des

Altersgeldes nicht erfüllt habe; die Mitteilung vom 5() Fe—

bruar 1959 werde deshalb aufgehoben° Der Kläger sei ver-
pflichtet, den für die Zeit vom Oktober 1958 bis zum Juli

1959 empfangenen Betrag von 400 DM zurückzuzahlen° Das

Sozialgericht (SG) wies die Klage gegen den Bescheid ab,
das Landessozialgericht (LSG) hob auf Berufung des Klägers

den Bescheid insoweit auf, als darin AOO DM zurückgefordert

wurden, und wies im übrigen die Berufung zurüekn Zur Begrün—

.dung führte es aus, der Verwaltungsakt der Beklagten vom

5° Februar 1959 sei von Anfang an fehlerhaft gewesen, weil

der Kläger nach 5 8 Abs° 4 GAL aF von der Beitragspflicht

befreit gewesen sei und deshalb nach 5 25 Abs„ 1 GAL aF
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keinen Anspruch auf Altersgeld gehabt habe° Dieser Verwaltungs—

akt dürfe allerdings nicht nach @ 17H4 der Reichsversicherungs—

ordnung (EVO) widerrufen werden, weil die Voraussetzungen die—

ser
Vorschrift nicht vorlägen° Jedoch könne nach @ 608 EVO aF

eine Neufeststellung getroffen werden, wenn in den Verhält—

nissen, die für die Feststellung maßgebend gewesen seien, eine

wesentliche Änderung eintrete° Maßgebend für die Bewilligung
des Altersgeldes sei gewesen, daß der Kläger damals noch keine

Rente aus der Rentenversicherung der Arbeiter bezogen und dar-

über noch kein Bescheid der LVA vorgelegen habe° Erst mit dem

Bescheid vom 8° April 1959 sei eine Wende eingetreten° Die

Beklagte habe daher eine Neufeststellung treffen und den ur-

sprünglichen Verwaltungsakt widerrufen können° Zu beanstanden

sei jedoch die Rückforderung für die zurückliegende Zeit;

diese sei unzulässig, da der Bescheid vom 24„ Juli 1959 nur
ex nunc wirke° Revision wurde zugelassen°

\
_ _ ‘ = .

Der Kläger legte gegen das Urteil Revision ein° Er trägt vor,

der Widerruf und die Rücknahme von begünstigenden Verwal-

tungsakten seien in den @@1286 und 17Ä4 RVO abschließend
geregelto Darüber hinaus gebe es keine Aufhebung von Zugun-

stenbescheiden°

Der Kläger beantragt,

die Urtcilé des Bayerischen LSG vom 28° Mai 1963

und des SG Augsburg vom 4„ Oktober 1960 sowie den

Bescheid der Beklagten vom 2Ä„ Juli 1959 aufzuhe—

ben und die Beklagte zu verpflichten, an den Kläger

Altersgeld in gesetzlicher Höhe weiterzuzahlen„

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Beide Beteiligten sind.mit einer Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung einverstanden°
. „ .

-
4
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Die nach 5 162 Abs„ 1 Nro 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SSG)
statthafte Revision ist zulässig, konnte aber keinen Erfolg

habenc

Wie bereits der 50 Senat des Bundessozialgerichts (BSG) in
BBG 14, 10 mit näherer Begründung ausgeführt hat, gelten
für die Rücknahme von Rentenbescheiden über die Gewährung

von Altersgeld für Landwirte nach 5 21 GAL die Vorschrif—

ten der Unfallversicherung entsprechend° Hiernach kann

ein wegen rechtsirriger Gesetzesauslegung fehlerhafter

Bescheid über die Bewilligung von Altersgeld nur auf Grund

ausdrücklicher gesetzlicher Vorschriften und nicht nach

den Grundsätzen des allgemeinen Verwaltungsrechts über die

Rücknahme fehlerhafter Verwaltungsakte aufgehoben werden°

Begründet wurde diese Auffassung damit, daß die Grundsätze

des allgemeinen Verwaltungsrechts nicht auf dem Gebiete

der Sozinlversicherung einschließlich der Altershilfe ange—

wandt werden könnten, wenn fehlerhafte Bewilligungsbeschcide

zu Ungunsten des Versicherten zurückgenommen werden sollten,

weil hier besondere gesetzliche Regelungen gelten„ Dieser

Auffassung hat sich der erkennende Senat schon in seinem

Urteil vom 21„ März 1962 - 7/5 RLw 9/60 - angeschlosseno

Des weiteren hat der 2° Senat in BSG 18, 84 ausgesprochen,
daß ein Bescheid, durch den eine Leistung der gesetzlichen

Unfallversicherung förmlich festgestellt und der infolge

Irrtums über den Zusammenhang einer Gesundheitsstörung mit

dem Arbeitsunfall fehlerhaft ist, nur auf Grund der Vor—

schriften des 30 und 6D Buches der RVO zurückgenommen wer—

den dürfe° Denn das SGG habe die Fortgeltung des @ 17H4 RVO

ausdrücklich bestätigt und eine Neufassung dieser Vorschrift

gebracht„ Damit sei im Recht der Unfallversicherung eine

Aufhebung oder Änderung rechtswidriger, eine Leistung zu-

billigender Verwaltungsaktc grundsätzlich ausgeschlossen
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und auf bestimmte, gesetzlich normierte Ausnahmefälle be-

schränkt, die sich aus den 55 608, 619 EVO ergeben° Auch
diesen Ausführungen schließt sich der Senat an„

Im vorliegenden Verfahren ist eine Aufhebung der Mitteie

lung vom 5, Februar 1959, die einen Bewilligüngsbescheid

darstellt, nach @ 17A4 EVO nicht möglich° Die Nummern 1,
2 und 5 scheiden ohne weiteres aus, und für eine Anwendung

der Nummern }, 4 und 6 fehlen entsprechende Feststellungen

‘des LSG° Es kann aber dahingestcllt bleiben, ob diese Vor-

schriften im vorliegenden Falle zum
Zuge kommen, weil das

Begehren des Klägers auf Weiterzahlung des Altersgeldes ab

10 August 1959 schon aus anderen Gründen nicht gerechtfer—

tigt ist°

In den oben entschiedenen Fällen hatte jeweils der Versi-

cherungsträger aus dem ihm bekannten bzw° unterbreiteten

Sachverhalt falsche rechtliche Schlußfolgerungen gezogen°
Hierah ist er aber gebunden, weil es jedenfalls für das

Gebiet der GAL an einer Vorschrift fehlt, die diese rechts—

widrigen Bescheide zurücknehmen ließe° Im vorliegenden Fall

war jedoch der Beklagten zur Zeit des Bescheides vom

5° Februar 1959 nicht bekannt, daß der Kläger kurze Zeit

nach seinem Antrag auf Altersgeld Rente aus der gesetzli—

chen Rentenversicherung beantragt hatte und dann auf Grund

dieses Antrages rückwirkend seit dem 1° Januar 1957 die

Rente bezog° Er war daher, rückwirkend gesehen, kein bei-

tragspflichtiger Unternehmer (@ 8 Abs° & GAL aF) und hatte

deshalb nach $'25 Abs° 1 GAL keinen Anspruch auf Altersgeld,

während auf Grund des der Beklagten vordem unterbreiteten

Sachverhalts der Anspruch gegeben war° Eine Änderung dieses

Sachverhalts, von dem die Beklagte ausgegangen war, ist in

dem Zeitpunkt eingetreten, in dem der Kläger durch Bescheid

vom April 1959 Rente vom 10 Januar 1957 an bewilligt erhielto

Damit war der Kläger nicht mehr nach 5 8 Abs" A GAL aF bei-

.'6‘
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tragspflichtig und hatte nach @ 25 GAL aF keinen Anspruch

auf Renten Hier ist der Grundgedanke des @ 608 RVO aF
(dieser ist nach @21 GAL aF anzuwenden) zutreffend:
Tritt in den Verhältnissen, die für die Feststellung_

der Entschädigung maßgebend gewesen sind, eine wesent—

liche Anderung ein, so kann eine NeufeStstellung getrof-

fen werden, Zwar betrifft der @ 608 RVO aF in der Praxis
im allgemeinen Fälle, in denen durch Änderung des Gesund-

heitszustandes oder aus anderen Gründen eine Herabsetzung

oder Erhöhung oder auch eine Entziehung der Rente gerecht—

fertigt ist° Er erfaßt aber nach seinem Wortlaut alle

Verhältnisse, die für die Feststellung der Entschädigung

maßgebend sind; darunter fallen auch Grundlagen des An—..

spruchs wie hier, ob der Betreffende beitragspflichtiger

Unternehmer ist oder nicht° Es muß daher für die Zeit,

für die die Ansprüche des Klägers noch streitig sind

(ab 1° August 1959) eine Neufeststellung getroffen wer-

den können, weil nunmehr die Voraussetzungen für die ‘

Bewilligung des Altersgeldes nicht mehr vorlegen° Zwar

sind diese durch die rückwirkende Bewilligung der Rente

aus der Rentenversicherung der Arbeiter schon mit dem

1° Oktober 1957 weggefallen, aber die Veränderung, wie

sie 5 608 RVO aF im Auge hat, muß derart sein, daß ein
Vergleich zu ziehen ist zwischen den Verhältnissen,

wie sie bei der Bewilligung des Altersgeldes bekannt

waren, und den Verhältnissen, wie sie jetzt vorliegen°

Nunmehr ist der Kläger aber kein beitragspflichtiger

Unternehmer, so daß es an der Voraussetzung für die

Weitcrzahlung des Altersgeldes ab lo August 1959 fehlt,

Die Revision muß daher zurückgewiesen werden°
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Die Kosténentscheidung ergeht gemäß 5 193 SGG.
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